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Informationen aus der Vorstandssitzung KKJPD vom 4. Februar 2022 
Teilnehmende: Regierungsrat Fredy Fässler (Präsident; SG), Regierungsrätin Karin Kayser-Frutschi 
(Vizepräsidentin; NW), Regierungsrätin Jacqueline Fehr (ZH), Staatsrat Norman Gobbi (TI), Regie-
rungsrat Philippe Müller (BE), Staatsrat Alain Ribaux (NE), Regierungsrätin Kathrin Schweizer (BL), 
Florian Düblin (Generalsekretär KKJPD), Alain Hofer (stv. Generalsekretär KKJPD), Claudio Stricker 
(Fachreferent GS KKJPD), Barbara Jäggi (Sekretariat GS KKJPD). 

Entschuldigt: Staatsrätin Béatrice Métraux (Vizepräsidentin; VD), Kommandant Mark Burkhard (Prä-
sident KKPKS; BL). 

Reorganisation Arbeitsweise KKJPD 
Der Vorstand KKJPD hat sich dafür ausgesprochen, die Arbeitsweise von Vorstand und Plenum 
KKJPD grundsätzlich zu überdenken. Bestimmend für diesen Wunsch ist neben der Erkenntnis, dass 
eine Standortbestimmung sinnvoll sein kann, das Bedürfnis nach einer Entlastung der in der Regel 
sehr befrachteten Traktandenlisten von Vorstand und Plenum zugunsten von mehr Zeit für materielle 
politische Diskussionen zu Geschäften von grosser Tragweite. 

Zur Erörterung der künftigen Arbeitsweise soll sich der Vorstand anlässlich einer halbtägigen Retraite 
im dritten Quartal 2022 treffen. Vorgängig sollen alle Mitglieder der KKJPD die Gelegenheit erhalten, 
sich im Rahmen einer schriftlichen Umfrage einzubringen. 

Überprüfung der Jahresziele KKJPD 2021 und Festlegung der Jahresziele 2022 
Der Vorstand KKJPD hat das Reporting zu den Jahreszielen 2021 verabschiedet und die Jahresziele 
der KKJPD für das Jahr 2022 festgelegt. Er hat zudem beschlossen, die Form der Jahresziele und 
der Follow-Up-Prozess im Verlauf des Jahres zu überprüfen und bei Bedarf anzupassen. 

Gremienlandschaft Justizvollzug 
Der Vorstand KKJPD hat von den Ergebnissen einer Arbeitsgruppe der Koordinationskonferenz Jus-
tizvollzug (KoKJ) Kenntnis genommen, die verschiedene strategische Stossrichtungen zur künftigen 
Gestaltung der Gremienlandschaft im Justizvollzug erarbeitet hat. Dabei ist der Vorstand zum 
Schluss gelangt, dass einerseits eine Bereinigung des Status Quo und andererseits eine Variante mit 
einer verstärkten interkantonalen Zusammenarbeit im Rahmen der KKJPD weiter vertieft und bis im 
Sommer 2022 einer erneuten politischen Diskussion im Vorstand KKJPD zugeführt werden sollen.  

Hooliganismus 
Der Vorstand KKJPD hat beschlossen, die Einführung von personalisierten Tickets in einem zweistu-
figen Verfahren anzugehen. In einem ersten Schritt sollen auf politischer Stufe Sondierungsgesprä-
che zu den politischen Rahmenbedingungen zur Einführung der personalisierten Tickets geführt wer-
den. Parallel dazu soll eine Projektorganisation zur Erarbeitung der notwendigen Grundlagen und 
Klärung der Voraussetzungen konzipiert werden, die auf dem Modell der Koordinationsgruppe GiUS 
aufbauen soll. Ziel ist es, sowohl auf Steuerungs- wie auf operativer Stufe alle Stakeholder einzube-
ziehen, um ein möglichst tragfähiges Ergebnis zu erreichen. Die Swiss Football League hat ihren 
Willen bekräftigt, sich an den Arbeiten zu beteiligen. 

Umsetzung des Verbots zur Gesichtsverhüllung (Art. 10a BV): Änderung des StGB 
Der Vorstand KKJPD lässt sich basierend auf dem Entwurf der Strafrechtskommission vernehmen. 
Die Stellungnahme wurde den Mitgliedern der KKJPD am 7. Februar 2022 per Mail zugestellt. 
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Stellungnahmen der KKJPD zu Vernehmlassungen 
Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes: Zulassungserleichterung für Ausländerinnen 
und Ausländer mit Schweizer Hochschulabschluss 
Thematisch federführend ist die EDK. Der Vorstand KKJPD verzichtet auf eine Stellungnahme. 

Neue Verordnung über das Strafregister-Informationssystem VOSTRA (Strafregisterverordnung) 
Der Vorstand KKJPD wird sich vernehmen lassen und dabei insbesondere auf die verkürzten Fristen 
für die Datenerfassung durch die Kantone aufmerksam machen. 

Teilrevision der Signalisationsverordnung: Vereinfachung der Einführung von Tempo-30-Zonen und 
Carpooling 

Der Vorstand KKJPD schliesst sich der Haltung der RK MZF an. 

Verordnung über die Interoperabilität der Schengen/Dublin-Informationssysteme 

Der Vorstand KKJPD verzichtet auf eine Stellungnahme und überlässt es den Kantonen sich zu äus-
sern. 

Meldepflicht von Betreiberinnen kritischer Infrastrukturen für Cyberangriffe 

Der Vorstand KKJPD wird sich grundsätzlich zustimmend vernehmen lassen. 

Einführung des Trusts (Änderungen des Obligationenrechts) 

Der Vorstand KKJPD verzichtet auf eine Stellungnahme und überlässt es der federführenden FDK 
sich einzubringen. 
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